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Gudrun Biffl (Wien)
Beschäftigungspolitik in Österreich vor dem
Hintergrund einer Europäischen
Beschäftigungspolitik
Die Einbindung Österreichs in die EU hat eine Verringerung des Entscheidungsspielraums in der
Beschäftigungspolitik zur Folge. Die Beschäftigungspolitik muss einem vorgegebenen Muster folgen,
in das die traditionellen ebenso wie die innovativen politischen Maßnahmen eingebunden werden.
Das bedeutet, dass eine Förderstruktur importiert wird, die mit der österreichischen nicht kongruent
ist. Um diese Diskrepanzen abzubauen, liegt ein Schwerpunkt des Nationalen Aktionsplans (NAP) in
der Anpassung der österreichischen institutionellen Rahmenbedingungen an EU-Strukturen. Der NAP
sieht keine substanzielle Ausweitung der Budgetausgaben zur Förderung der Beschäftigung vor. Der
Schwerpunkt der zusätzlichen Ausgaben liegt in der aktiven Arbeitsmarktpolitik, die vom Arbeitsmarkt-
service (AMS) umgesetzt wird.
Verzögerung und mit Unbehagen durchgesetzt.
Es hat sich herausgestellt, dass Arbeitsmarkt-,
Gleichbehandlungs-, Struktur- und Regional-
politik in Österreich nicht mehr betrieben wer-
den können, ohne die Leitlinien der EU zur
Beschäftigungspolitik zu berücksichtigen. Die
EU betreibt aktiv über die Strukturfonds Struk-
turpolitik, über eine Säule der Beschäftigungs-
politik Gleichbehandlungspolitik, über Regelun-
gen im Bereich der Arbeitsbeziehungen und der
Einwanderung sowie über die Leitlinien für die
Entwicklung von beschäftigungspolitischen
Maßnahmen Sozial- und Arbeitsmarktpolitik.
Der Hintergrund für die zunehmende Einfluss-
nahme der EU in die nationale Beschäftigungs-
politik ist vielschichtig. Er ist sowohl in der po-
litisch-strategischen Domäne zu suchen als auch
in einem raschen Wandel der internationalen Ar-
beitsteilung, der zum Teil aus der Globalisierung
und dem technologischen Wandel resultiert, zum
Teil aus der zunehmenden Individualisierung
und Auflösung traditioneller Familienformen.
Der Wandel löst Änderungen der Arbeits-
organisation und der institutionellen Rahmen-
bedingungen in den einzelnen Mitgliedsländern
der EU aus. Damit es zu einer gewissen Kon-
vergenz in den Rahmenbedingungen für wirt-
1. Einleitung
Die EU ist mehr als eine internationale Orga-
nisation. Sie ist eine supranationale Einrichtung,
die im Gefolge eines stufenweisen Integrations-
prozesses der Mitgliedsländer zunehmend ei-
genständig politische Richtlinien entwickelt. Die
Mitgliedsländer werden mit der Umsetzung der
Politik betraut (Subsidiarität), und die EU kon-
trolliert, ob die Umsetzung den Zielvorstellun-
gen entspricht. Die Bereiche, in denen die EU
politische Maßnahmen entwirft, werden laufend
ausgeweitet. Spätestens seit dem Vertrag von
Amsterdam im Juni 1997 wurde die Be-
schäftigungspolitik zu einem Bestandteil der
europäischen Integrationspolitik. Die EU erwei-
terte damit den Einflussbereich auf ein Gebiet,
den Arbeitsmarkt, das bis dato ein uneinge-
schränkter Bestandteil der Souveränität der
Nationalstaaten war. Die Erkenntnis, dass die
Entwicklung von nationalen Aktionsplänen kein
Selbstzweck war, sondern dass die darin von
Österreich geäußerten Umsetzungsvorschläge
zur Anhebung der Beschäftigung von der EU
beobachtet und bewertet werden, hat sich in Ös-
terreich im Laufe der Berichterstattung (Um-
setzungsberichte an die EU) mit einer gewissen
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schaftliche Prozesse innerhalb der EU kommt
(Abbau von Wettbewerbsverzerrungen zwi-
schen den EU-Ländern), wird eine Koordinati-
on der Anpassung der Institutionen der Bil-
dungs-, Arbeitsmarkt- und Sozialsysteme an die
neuen Anforderungen innerhalb der EU ange-
strebt.
An Hand einiger Beispiele in Österreich wird
im Folgenden gezeigt, dass eine eindeutige Be-
urteilung des Effekts von Maßnahmen auf die
längerfristige Integration der Arbeitslosen mit
den von der EU gewählten Indikatoren und
Messzahlen im Bereich der aktiven Arbeits-
marktpolitik nicht möglich ist. Der Erfolg und
die Wirkungsweise von Maßnahmen in den di-
versen Politikbereichen können nicht abgeho-
ben vom jeweiligen Sozialsystem eines Landes
gemessen werden. Erst mit einer Harmo-
nisierung der Sozialsysteme kann eine ähnliche
Wirkungsweise von arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen erwartet werden.
Trotzdem werden von der EU einheitliche
Indikatoren vorgeschlagen, um ein Bench-
marking erfolgreicher beschäftigungspolitischer
Maßnahmen zu ermöglichen. Damit hat das
Prinzip des Wettbewerbs zwischen EU-Ländern
in die Beschäftigungspolitik der EU Eingang
gefunden. Mit diesem Ziel vor Augen wurde ein
Weg für die Übernahme erfolgreicher Instru-
mente eines Landes durch andere entwickelt, die
sogenannten Peer Reviews. Länder, in denen
Maßnahmen ergriffen wurden, die zur Senkung
der Arbeitslosigkeit, Anhebung der Beschäfti-
gung und Integration in den Arbeitsmarkt bei-
getragen haben, können in Peer Reviews ihre
erfolgreichen Maßnahmen vorstellen. Dadurch
wird interessierten Mitgliedsländern ein diffe-
renzierter Einblick in die Maßnahmen und ihre
institutionelle Verankerung vermittelt. Unabhän-
gige ExpertInnen werden von der EU bestimmt,
um die Instrumente danach zu beurteilen, ob sie
zur Lösung der Probleme in einem anderen
Mitgliedsland zum Einsatz kommen können
bzw. wie sie an die andere Institutionen-
landschaft und Problematik angepasst werden
können.1 Österreich war bis jetzt nicht in der
Lage, die EU davon zu überzeugen, dass es
Maßnahmen und Instrumente der Beschäfti-
gungspolitik entwickelt hat, die für eine Peer
Review, d.h. als Vorbild für andere Mitglieds-
länder, in Frage kämen. Ein Faktor für die ge-
ringe Überzeugungskraft der österreichischen
beschäftigungspolitischen Instrumente mag
darin bestehen, dass wenig über die Funktions-
weisen des österreichischen Arbeitsmarktes und
die Regelmechanismen bekannt ist. Österreich
war in der Vergangenheit, nicht zuletzt infolge
mangelnder international vergleichbarer Daten-
basen, kaum an vergleichenden Analysen be-
teiligt. Mit dem Beitritt zur EU musste man sich
erstmals an die Vorgaben der EU bezüglich Er-
hebung, Abgrenzung von Arbeitsmarktaggre-
gaten und Berechnungsmethoden halten. Das
bedeutete für Österreich einen Bruch in den
Datenstrukturen und Berechnungsmodalitäten
gegenüber der Vergangenheit, die nicht nur un-
ter PolitikerInnen Unsicherheit über die relati-
ve Position des österreichischen Arbeitsmark-
tes in der EU auslöste.
An der Arbeitslosenquote entzündete sich eine
erste hitzige Diskussion (Biffl 1997), da ein gra-
vierender Unterschied zwischen der traditionel-
len nationalen und der EU-Quote besteht (1999:
3,7 Prozent gemäß Eurostat und 6,7 Prozent
gemäß traditioneller Berechnungsmethode). Die
österreichische Politik hat Informationen über
die Arbeitslosenentwicklung stets aus adminis-
trativen Daten bezogen, nicht zuletzt, weil sich
daraus ein direkter Handlungsbedarf ergab. Des
weiteren hat man für die Berechnung der
Arbeitslosenquote nur die Unselbstständigen
herangezogen und nicht auch die Selbstständi-
gen, nicht zuletzt eine Folge der unterschiedli-
chen sozialversicherungsrechtlichen Regelun-
gen der beiden großen Gruppen von Arbeits-
kräften. Die internationale Staatengemeinschaft
hat sich hingegen nicht nur auf eine einheitli-
che Erhebungsform geeinigt – eine Stichproben-
befragung von Haushalten – , sondern auch auf
einheitliche Definitionen, Abgrenzungen der
Arbeitsmarktaggregate und Berechnungs-
methoden. Da Österreich die internationalen
Abkommen (ILO-Abkommen) in der Vergan-
genheit nur halbherzig erfüllt hat2, war die Ver-
gleichbarkeit der österreichischen Arbeitsmarkt-
entwicklung mit anderen Ländern bis vor kur-
zem nicht oder nur mit Einschränkungen ge-
währleistet.
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Die Umsetzung des NAP machte es notwen-
dig, parallel zur nationalen Datenbasis eine EU-
konforme Statistik über die Entwicklung des
Arbeitsmarktes zu erstellen. Dabei galt es, Ver-
ständnis für die Abweichungen zwischen den
beiden Datenstrukturen zu entwickeln, damit
man eine problemorientierte österreichische
Beschäftigungspolitik betreiben konnte, die sich
an den Zielen der EU-Beschäftigungspolitik
orientierte. Den EU-Erhebungen zufolge hat
Österreich eine der geringsten Arbeitslosen-
quoten in der EU (1999: 3,7 Prozent gegenüber
9,2 Prozent in der EU) und eine Erwerbs-
beteiligung, die im oberen Mittelfeld liegt. Die
sektorale Wirtschaftsstruktur weicht nicht stark
vom EU-Mittel ab; die Land- und Forstwirt-
schaft hat zwar mit 6,5 Prozent ein etwas grö-
ßeres Gewicht (EU: 4,8 Prozent), der Sekundär-
sektor liegt aber mit 29,6 Prozent genau im
Schnitt, die Dienstleistungen sind mit einem
Beschäftigungsanteil von 64 Prozent etwas
schwächer entwickelt als im EU-Mittel (65,7
Prozent). Der Anteil der Selbstständigen an der
gesamten Erwerbstätigkeit von 11 Prozent ist
etwas geringer als im EU-Durchschnitt (14,7
Prozent) und entspricht Ländern wie Schweden
und den Niederlanden. Diese Positionierung
Österreichs in der EU weicht von der ab, die
sich auf Grund der administrativen Daten er-
gibt. Der zu Folge ist Österreich stärker indus-
trialisiert, mit einem geringeren Gewicht des
Primärsektors. Die Erwerbsquote ist etwas nied-
riger, da die hohe Zahl der geringfügig Beschäf-
tigten nicht berücksichtigt wird und die ver-
schiedenen Formen der selbstständigen Tätig-
keit unzureichend erfasst werden. In der Kon-
sequenz ist die nationale Arbeitslosenquote hö-
her als die EU-Quote und ebenso die Arbeits-
produktivität.
2. Schwerpunkte der österreichischen
Beschäftigungspolitik3
Der Nationale Aktionsplan für Beschäftigung
(NAP) stellt – als beschäftigungspolitische Stra-
tegie der österreichischen Bundesregierung – ein
breites Konzept dar, das Maßnahmen zu unter-
schiedlichen Politikbereichen enthält. Im wei-
ten Spektrum der Strategien zur Anhebung der
längerfristigen Beschäftigungsdynamik und
-intensität werden traditionelle und innovative
Maßnahmen kombiniert, die von der Arbeits-
markt- und Wirtschaftspolitik bis zur Bildungs-,
Technologie- und Umweltpolitik reichen.
Die Grundausrichtung folgt aber dem von der
EU vorgegebenen Muster, d.h. den vier Säulen
der Beschäftigungspolitik: (1.) dem Ziel der
Erhaltung der Vermittelbarkeit von Arbeitsu-
chenden, (2.) dem Ziel der Unterstützung des
Unternehmergeistes, (3.) der Sicherstellung der
Erhaltung der Anpassungsfähigkeit der Arbeit-
geberInnen und ArbeitnehmerInnen an neue
Herausforderungen (Investitionen in Human-
kapital, Anpassung der Arbeitsorganisation und
der Arbeitsverträge), und (4.) der Chancen-
gleichheit von Männern und Frauen.
2.1. Erhaltung der Vermittelbarkeit
Der Schwerpunkt des österreichischen NAP
liegt in der Erhaltung der Vermittelbarkeit der
Arbeitslosen. In der Umsetzung dieser Zielvor-
gabe spielt das Arbeitsmarktservice (AMS) eine
zentrale Rolle. Das AMS ist in Österreich der
wesentliche institutionelle Vermittler zwischen
Arbeitskräften, die Arbeit suchen, und Betrie-
ben, die Arbeitsplätze anbieten.4 Die Vermitt-
lungstätigkeit reicht von der einfachen Job-
besetzung (Matching), über Qualifizierungs-
maßnahmen für Arbeitslose, um deren Vermitt-
lungschancen zu erhöhen, bis zur allgemeinen
Informationsverbesserung.
Wesentliches Förderinstrument ist die aktive
Arbeitsmarktpolitik. In sie mündeten zusätzli-
che Budgetmittel, obschon eine genaue Abgren-
zung zwischen den Ausgaben, die ohnehin ge-
tätigt worden wären, und solchen, die zusätz-
lich zum Einsatz kamen, infolge von Umbu-
chungen schwer möglich ist. Die Mittel für
Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik
wurden im Jahr 1999 um 36 Prozent gegenüber
dem Vorjahr auf 11,1 Mrd. öS ausgeweitet
(Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und
Soziales und Bundesministerium für wirtschaft-
liche Angelegenheiten 1999). Gleichzeitig
schrumpften aber die Ausgaben für passive
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Maßnahmen, d.h. Transferleistungen. Ein zu-
nehmender Anteil der Arbeitslosengeld- und
NotstandshilfeempfängerInnen kam im Gefol-
ge der Umsetzung des NAP in den Genuss ei-
ner Umschulung, einer besonderen Einglie-
derungsbeihilfe (BESEB) oder sonstiger Förder-
maßnahmen mit dem Ziel der Verbesserung der
längerfristigen Beschäftigungschancen. In der
Folge erhöhte sich der Anteil der aktiven
arbeitsmarktpolitischen Ausgaben an den Ge-
samtausgaben der Arbeitsmarktverwaltung, die
Summe der Ausgaben hat sich allerdings seit
der Einführung des NAP in Österreich nicht er-
höht. Gemessen am BIP verringerten sich sogar
die Ausgaben der Arbeitsmarktverwaltung von
ursprünglich 2,5 Prozent des BIP im Jahre 1996
auf knapp zwei Prozent im Jahre 1999.
Die Umsetzung der Beschäftigungspolitik ist
allerdings nicht nur an den Ausgaben zu mes-
sen, sondern vor allem an der institutionellen
Umstrukturierung und der Verschiebung der
Schwerpunktsetzung weg von passiven zu ak-
tiven Maßnahmen. Unter diesem Gesichtspunkt
hat der NAP eine merkliche Schwerpunktver-
lagerung der österreichischen Arbeitsmarkt-
politik bewirkt.
Eine Neuorientierung der österreichischen
Institutionen und Regelungen in Richtung ei-
ner Lerngesellschaft, in der Bildungs- und
Arbeitsmarktpolitik aufeinander abgestimmt
werden – ein ausgeprägtes Ziel der EU-
Beschäftigungspolitik –, hat nicht eingesetzt.
Aus- und Weiterbildung wird in Österreich sehr
eng gesehen, nämlich einerseits als Element der
aktiven Arbeitsmarktpolitik, andererseits als
ureigene Aufgabe der Betriebe zur Erhaltung
ihrer Wettbewerbsfähigkeit. Aber auch in
Österreich wird, ebenso wie in den meisten an-
deren EU-Mitgliedsländern, die Überalterung
der Erwerbsbevölkerung eine systematische lau-
fende Qualifikationsanpassung der Beschäf-
tigten und Arbeitslosen notwendig machen
(Biffl 1998). Vor diesem Hintergrund ent-
wickelte die Europäische Kommission eine Stra-
tegie zur konzertierten Neuorientierung der
Bildungs- und Arbeitsmarktsysteme (dokumen-
tiert in EC-DG XXII 1998), wobei eine Kon-
vergenz der Institutionen und Regelungen an-
gestrebt wird.
Der österreichische NAP sieht bisher keinen
Bedarf an einer systematischen Kooperation und
Koordination zwischen der Beschäftigungs- und
Bildungspolitik, obschon einer Steigerung des
Angebots an qualifizierten Arbeitskräften
infolge der demographisch bedingten Verknap-
pung von Jugendlichen, der mangelnden
Frauenförderpolitik und der spezifischen Aus-
länderpolitik in Österreich, die Zuwanderung an
der unteren Qualifikationsebene zur Folge hat,
enge Grenzen gesetzt sind. Da die Arbeitslo-
sigkeit trotz einer mehr oder weniger kontinu-
ierlichen Steigerung seit den 80er Jahren (von
rund zwei Prozent aller Erwerbspersonen 1981
auf 5,3 Prozent 1999)5 im EU-Vergleich sehr
gering ist, können auch Schulungsmaßnahmen
im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik
kaum die qualifikatorische Lücke im Arbeits-
kräfteangebot schließen. Es ist daher nicht über-
raschend, dass es in Österreich im Gefolge des
technologischen Wandels und der verstärkten
Internationalisierung der Wirtschaft zu einer
zunehmenden Verknappung von Arbeitskräften
im höheren Qualifikationssegment kommt. Das
bewirkt zunächst eine Ausweitung der Lohn-
und Einkommensunterschiede – ein Phänomen,
das seit der zweiten Hälfte der 80er Jahre zu
beobachten ist –, es kann aber in Zukunft das
Wirtschaftswachstum beeinträchtigen.
Abgesehen von den inhaltlichen Weichen-
stellungen der Arbeitsmarktpolitik strebt die EU
eine institutionelle Reform der Arbeitsmarkt-
verwaltung per se an, da eine Vereinheitlichung
der Arbeitsmarktpolitik nicht ohne eine gewis-
se Konvergenz der institutionellen Rahmen-
bedingungen sinnvoll erscheint (Biffl 2000).
Österreich hat bisher das System der Arbeits-
vermittlung sehr zögerlich reformiert. Bis in die
frühen 90er Jahre verteidigte Österreich das
Vermittlungsmonopol der Arbeitsämter. 1994
wurde das AMS aus der Hoheitsverwaltung
ausgegliedert. Trotzdem hat sich nichts Wesent-
liches an den Funktionsmechanismen und
Organisationsstrukturen des AMS geändert. Es
kam weder zu einer Verringerung der Bürokra-
tie – ein wesentliches Merkmal und Ziel jeder
Deregulierung – , noch hat sich der Marktanteil
des AMS in der Jobvermittlung erhöht (Früh-
stück et al. 1999). Die institutionelle Rigidität
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der Arbeitsmarktverwaltung, das Festhalten an
Organisationsstrukturen, die den Zugang von
neuen AkteurInnen am Vermittlungsmarkt er-
schweren6, steht in krassem Gegensatz zur zu-
nehmenden Fluidität am österreichischen Ar-
beitsmarkt.
2.2. Förderung des Unternehmergeistes
Ein weiterer Schwerpunkt der österreichi-
schen Beschäftigungspolitik liegt in der Förde-
rung des Unternehmergeistes (Säule II). Da
Österreich im EU-Vergleich eine relativ niedri-
ge Betriebsgründungsrate und einen geringen
Anteil der Selbstständigen im nichtland-
wirtschaftlichen Bereich aufweist, standen
bisher vor allem Unternehmensgründungen im
Vordergrund der wirtschaftspolitischen Ausrich-
tung. Sie werden als ein wichtiges Vehikel zur
Schaffung von Arbeitsplätzen gesehen. Die
Stoßrichtung der Reformen liegt im Wesentli-
chen in der Verbesserung der institutionellen
Rahmenbedingungen für Betriebsgründungen,
d.h. in der Beseitigung von organisatorischen,
rechtlichen, aber auch finanziellen Hindernis-
sen für UnternehmerInnen, insbesondere jun-
ge. Auslöser für diese Zielorientierung waren
Ergebnisse einer Unternehmensbefragung, der
zu Folge nicht so sehr die Arbeitskosten ein
Hemmnis für die Erhaltung der Wettbewerbs-
fähigkeit von Betrieben sind, sondern jene Kos-
ten, die direkt oder indirekt mit der öffentlichen
Verwaltung oder dem Regulierungssystem zu-
sammenhängen (Aiginger/Peneder 1998).
Der Aufwand, der Unternehmen aus der Er-
füllung administrativer Auflagen entsteht, so-
wie die mangelnde Effizienz von Genehmi-
gungsverfahren für Betriebsanlagen wurden von
österreichischen ManagerInnen im Vergleich zu
anderen Standorten mit Abstand am schlechtes-
ten beurteilt. Zudem kritisierten die befragten
ManagerInnen die hohen Telekommunikations-
kosten, teure Umweltauflagen und hohe
Energiekosten. Sie werteten die Arbeitskosten
für hochqualifizierte MitarbeiterInnen und sol-
che mit guter Ausbildung in Österreich als
durchschnittlich. Als ausgeprägter Standort-
nachteil galten nur die relativ hohen Arbeits-
kosten für Beschäftigte mit geringer Ausbil-
dung.
Die Ergebnisse der Managerbefragung waren
ausschlaggebend für die Weichenstellung des
NAP im Bereich der zweiten Säule in Richtung
Modernisierung des Regulierungssystems. Da-
runter sind konkret die Entlastung der Unter-
nehmen von administrativen Auflagen und lang-
wierigen Genehmigungsverfahren, transparen-
te Entscheidungswege und die Überprüfung
neuer Gesetze und Verordnungen auf ihre Zu-
satzkosten für die Wirtschaft als fester Bestand-
teil der Gesetzgebungsprozesse sowie die Öff-
nung und effiziente Wettbewerbskontrolle der
Energie- und Telekommunikationsmärkte zu
verstehen.
In der österreichischen Beschäftigungspolitik
steht nicht das Ziel der kurzfristigen, direkten
Schaffung von Arbeitsplätzen im Vordergrund,
sondern die mittelfristige, indirekte Beschäf-
tigungsförderung über die Erhaltung der
Standortqualität und Wettbewerbsfähigkeit der
Wirtschaft. Der NAP sieht keine merkliche
Ausweitung der Budgetmittel mit dem Ziel der
Schaffung von Arbeitsplätzen vor. Im Wesent-
lichen soll die Vollbeschäftigung mittelfristig
und nachhaltig über institutionelle Reformen,
über zielgerichtete Infrastrukturmaßnahmen,
eine Förderung der Exportwirtschaft, über
Technologiepolitik und nicht zuletzt über die
Bekämpfung der Schwarzarbeit erreicht werden.
Die Exportförderung findet demzufolge im
NAP eine explizite Erwähnung. Eine Auswei-
tung der Mittel wird jedoch nur in geringem
Maße vorgesehen (600 Mio. öS). Die zusätzli-
chen Ausgaben sind vor allem für eine Verbes-
serung der institutionellen Rahmenbedingungen
für die österreichische Exportwirtschaft vorge-
sehen.
Auch die Verbesserung der Verkehrsinfra-
struktur soll einen Beitrag zur mittel- bis län-
gerfristigen, nachhaltigen Schaffung von Ar-
beitsplätzen leisten. Es werden Maßnahmen im
institutionellen Bereich geplant, die zu einer
Beschleunigung von Verfahren beitragen sollen,
des weiteren neue Finanzierungsformen (Pub-
lic-Private Partnerships) und eine Moderni-
sierung der Verkehrsinfrastruktur (Vervollstän-
digung des hochrangigen Bundesstraßennetzes,
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Ausbau des Hochleistungsschienennetzes, Re-
alisierung von Pilotprojekten im Bereich inno-
vativer Lösungen für Verkehrsprobleme).
Die EU spricht in den beschäftigungspoli-
tischen Leitlinien für das Jahr 1999 die
Technologiepolitik als potentiellen Beschäfti-
gungsmotor an (LL 13). Österreich hat in der
Folge die für die Technologieförderung verfüg-
baren Mittel ausgeweitet (jährlich eine „Techno-
logiemilliarde”). Darüber hinaus wurde seitens
des Bundesministerium für Wissenschaft und
Verkehr ein zusätzliches Budget von rund 850
Mio. öS für die Finanzierung von technologie-
politischen Maßnahmen bereitgestellt. Die ver-
gleichsweise geringen zusätzlichen Mittel der
Technologieförderung dürften allerdings weder
ausreichen, die österreichische Forschungsquote
auf das Niveau anderer, entwickelter OECD-
Länder anzuheben, noch dürften davon merkli-
che Beschäftigungsimpulse ausgehen.
2.3. Die Rolle der Gleichbehandlung im NAP
Chancengleichheit von Frauen und Männern
wird im österreichischen NAP nicht nur in den
Leitlinien der Säule IV „Chancengleichheit”
berücksichtigt, sondern auch in allen anderen
Säulen. Österreich hat diesen sogenannten ho-
rizontalen Ansatz der Gleichbehandlungspolitik
schon früh gewählt (NAP 1998); er fand in der
Folge als Gender-Mainstreaming in allen an-
deren EU-Mitgliedsländern ebenfalls Eingang.
Die breite beschäftigungspolitische Ausrich-
tung des österreichischen NAP begünstigt die
Konzeption einer horizontalen Gleichbe-
handlungspolitik, die Umsetzung in konkrete
Schritte und Maßnahmen stößt allerdings
infolge der allgemein gehaltenen Absichts-
erklärungen zur Gleichstellung auf Schwierig-
keiten. Erschwerend dürfte unter anderem die
enge Ausrichtung der Gleichbehandlungspolitik
sein, die sich nicht gegen jegliche Diskriminie-
rung wendet, etwa gegen die Diskriminierung
von Behinderten, von Alten, von ethnischen
Minderheiten und AusländerInnen sowie An-
dersgläubigen, sondern nur gegen die mangeln-
de Gleichbehandlung von Männern und Frau-
en. Dadurch ist es nicht möglich, unterschiedli-
che Allianzen und Interessengruppierungen zu
nutzen, um eine Mehrheit für die Unterstützung
der Bekämpfung der verschiedenen Formen der
Diskriminierung zu gewinnen. Dadurch kann
das Instrumentarium der Gleichbehandlung
nicht für den Abbau allgemeiner Diskriminie-
rung genutzt werden, was unter anderem eine
Bekämpfung des Rassismus erschwert. Zu die-
ser Schlussfolgerung verleitet der Weg, den
Nordamerika beschreitet; dort wird im Gegen-
satz zur EU eine umfassende Antidis-
kriminierungspolitik betrieben, von der Männer
und Frauen ebenso profitieren wie ethnische
Minderheiten und ältere Arbeitskräfte.7
Was die konkreten Maßnahmen zur Umset-
zung der Ziele der Angleichung der Erwerbs-
und Arbeitslosenquoten nach Geschlecht
einerseits und die Erleichterung der Kombina-
tion von Beruf und Familie andererseits anbe-
langt, gibt es außer allgemeinen Willenskund-
gebungen kaum quantitative Vorgaben (Ausnah-
me: Erweiterung der Kinderbetreuungsein-
richtungen für 1999 um 18.000 Betreuungs-
plätze). Im internationalen Vergleich besteht in
Österreich ein deutlicher Mangel an Kinder-
betreuungseinrichtungen, vor allem an Be-
treuungsplätzen für Kinder unter zwei Jahren
und an Nachmittagsbetreuungen für Schulkin-
der. Die verstärkte Förderung von Betreuungs-
einrichtungen im Rahmen des NAP greift da-
her ein wichtiges Problem auf. Mit den beiden
„Kindergartenmilliarden” von 1998 und 1999
(d.h. die zweckgebundenen 600 Mio. öS Bun-
desmittel, die von den Ländern verdoppelt wer-
den) kann allerdings nur ein geringer Teil der
fehlenden rund 100.000 Betreuungsplätze finan-
ziert werden.
2.4. Flexibilisierung am Arbeitsmarkt
Seit den achtziger Jahren versuchen Betriebe
zunehmend, ihre Produktionssysteme und die
Organisation der Arbeit umzustrukturieren. Die
EU sieht in der Förderung der Flexibilität der
Betriebe sowie in der Anpassung der Qualifi-
kationen der ArbeitnehmerInnen einen Schlüs-
sel für die Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit der europäischen Wirtschaft. Sie hat
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daher im Rahmen der Säule III der Förderung
der Anpassungsfähigkeit von ArbeitgeberInnen
und ArbeitnehmerInnen an neue Anforderun-
gen, die aus dem Wandel der Nachfrage nach
Gütern, dem Einsatz neuer Technologien und
der Notwendigkeit der besseren Nutzung der
betrieblichen Kapitalausstattung – mit dem Ziel
der Senkung der Produktionskosten – resultie-
ren, besonderes Augenmerk geschenkt. Inner-
halb dieses Förderschwerpunktes wurden von
der EU drei Leitlinien erarbeitet, der Drei-
dimensionalität der Flexibilität des Arbeitsmark-
tes Rechnung tragend (LL16: Sozialpartner-
vereinbarung zur Modernisierung der Arbeits-
organisation, LL 17: Reform der Arbeitsverträ-
ge, LL 18: Investition in Humankapital).
Bevor man auf die Elemente der Arbeits-
marktflexibilität eingeht, sollte man sich über
die analytischen Zusammenhänge zwischen den
institutionellen Rahmenbedingungen und den
verschiedenen Formen der Flexibilität Klarheit
verschaffen. Verwirrung stiftet häufig die man-
gelnde Differenzierung zwischen makro- und
mikroökonomischen Aspekten der Arbeits-
marktflexibilität. Die makroökonomische Di-
mension der Arbeitsmarktflexibilität bezieht
sich auf die Anpassungsfähigkeit nationaler und
regionaler Arbeitsmärkte an geänderte wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen. Hierbei spielt
die institutionelle Organisation der Arbeitsmärk-
te eine wichtige Rolle. Calmfors und Driffill
(1988) identifizieren die institutionalisierten
Arbeitsbeziehungen (Industrial Relations) als
einen Faktor, der das Wirtschafts- und Be-
schäftigungswachstum beeinflusst. In dasselbe
Horn blasen Blaas und Guger (1985), indem sie
in einem internationalen Vergleich den
wachstumssteigernden Effekt eines institutiona-
lisierten Konfliktmanagements nachweisen.
Diesen Studien zufolge spielen die Sozialpart-
ner eine zentrale Rolle im Wirtschaftsprozess,
da sie als Vermittler zwischen wirtschafts- und
sozialpolitischen Entscheidungen stehen. Olson
(1982) warnt aber gleichzeitig davor, dass wohl-
erworbene Rechte, etablierte Strukturen, tradi-
tionelle Kontakte zwischen Betrieben, zwischen
ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen auch
zu Rigiditäten, d.h. Beharren an Althergebrach-
tem, führen können. Die Art und Weise, wie die
etablierten Interessen in Institutionen, Gesetzen,
Ehrenkodizes etc. verankert sind, hat Impli-
kationen für die Anpassungsfähigkeit des Ar-
beitsmarktes an neue Herausforderungen und
damit für das Wirtschafts- und Beschäftigungs-
wachstum. Eine Analyse der Rolle der Sozial-
partner im gegenwärtigen Umstrukturierungs-
prozess, der von der EU-Beschäftigungspolitik
getrieben wird, ist noch ausständig.
Auf einer anderen Ebene ist die mikroöko-
nomische Dimension der Arbeitsmarktflexi-
bilität abzuhandeln. Sie beruht auf der An-
passungsfähigkeit der einzelnen Betriebe und
ihrer Belegschaften an den Wandel der Markt-
nachfrage, d.h. der Märkte, der Produkte und
der Produktionsprozesse. Das ist die Stoß-
richtung der österreichischen Reformen im Be-
reich der Umsetzung des NAP. Es ist aber zu
berücksichtigen, dass nicht nur die Nachfrage-
seite (der Markt) die Betriebe zur Änderung der
Produktionssysteme und der Arbeitsorgani-
sation zwingt, sondern auch Änderungen in der
Struktur des Arbeitskräfteangebots (Anstieg des
Frauenbeschäftigungsanteils). Letztere sind vom
gesellschaftlichen Wandel geprägt, insbe-
sondere der geänderten Rolle der Frau. Dieses
Faktum findet in der Säule IV der EU-Be-
schäftigungspolitik besondere Berücksichti-
gung. Die Interaktion aus Angebots- und Nach-
fragefaktoren hat dazu beigetragen, dass flexible
Arbeitszeit- und Beschäftigungsformen, die von
der ,Norm’ abweichen, an Bedeutung gewon-
nen haben. Die ,Norm’ ist in der Zeit der Mas-
senproduktion als Vollzeitbeschäftigung der
Männer definiert worden, die in der EU in der
Regel um Teilzeitbeschäftigung der Frauen er-
gänzt wurde. Das ist aber nur ein gesellschafts-
politisches Modell der Arbeitsorganisation in
der EU. Skandinavien hat ein anderes entwi-
ckelt, ohne das die besonders hohe Erwerbs-
quote der Frauen in diesen Ländern nicht zu
verstehen wäre.8 Die gegenwärtige Fluidität der
Lebens- und Arbeitswelt könnte zu einem neuen
gesellschaftspolitischen Modell für alle führen,
in dem allerdings auch die Vollbeschäftigung
anders als bisher zu definieren sein wird (Delsen
1997).
Aus analytischer Sicht gibt es im Wesentli-
chen vier Wege der Arbeitsplatzflexibilisierung:
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eine numerische, eine zeitliche, eine funktiona-
le und eine lohnkostenspezifische.
! Unter der numerischen Flexibilität versteht
man die Möglichkeit der Anpassung der Zahl
und Struktur der Beschäftigten an geänderte
Bedingungen. In Österreich wird zunehmend
eine rasche zahlenmäßige Anpassung der Be-
schäftigung an Nachfrageschwankungen vor-
genommen (Verringerung der Hortung von
Arbeitskräften), wobei allerdings die verschie-
denen alternativen Beschäftigungsformen im
EU-Vergleich noch eine relativ geringe Rolle
spielen.
! Die Arbeitszeitflexibilität ist eine weitere
Möglichkeit der Flexibilisierung. Sie wurde
auch in Österreich zu einem strategischen Ele-
ment der Kostensenkung und/oder Pro-
duktivitätssteigerung. Das Jahresarbeitszeit-
modell der Bauwirtschaft, das in der zweiten
Hälfte der neunziger Jahre eingeführt wurde,
ist nur ein Beispiel dafür, welchen Weg die
Sozialpartner eingeschlagen haben, um so-
wohl die Arbeitslosigkeit als auch die Lohn-
nebenkosten zu senken.
! Die funktionale Arbeitsflexibilität ist bestrebt,
die Qualifikation der Belegschaft an die neuen
Anforderungen anzupassen. Je höher die Qua-
lifikation der Arbeitskräfte, desto eher kommt
dieses Instrument zur Anwendung. Dabei
wird sowohl in die fachliche Anpassungs-
fähigkeit investiert, etwa an neue Techno-
logien, als auch in den Ausbau der sozialen
Kompetenz. Diese Art der Flexibilität hat in
Deutschland einen besonders großen Stellen-
wert, was sich nicht nur in einer hohen Zahl
von Um- und Weiterbildungsmaßnahmen nie-
derschlägt, sondern auch in überdurchschnitt-
lichen Schulungsausgaben pro Förderfall. Die
Daten zur Aus- und Weiterbildung in Öster-
reich legen nahe, dass diese Art der
Flexibilisierung in Österreich zwar wichtig ist,
nicht aber an die Wertigkeit in Deutschland
herankommt.
! Die vierte Form der Flexibilisierung betrifft
die Lohnkosten. Betriebe können auf Ände-
rungen der Arbeitsmarktbedingungen mit ei-
ner Umstellung der Entlohnungssysteme rea-
gieren. Die Entlohnungssysteme werden je
nach Beschäftigungsform variiert. Diese
Flexibilisierungsvariante gewinnt in Öster-
reich an Bedeutung. Da die Löhne in der ge-
werkschaftlich gut organisierten Industrie
häufig höher sind als im gewerkschaftlich
schwach organisierten Handel und den sons-
tigen Dienstleistungen, kommt es zunehmend
zu einer Auslagerung vieler Angestellten-
tätigkeiten aus der Industrie auf eigene Dienst-
leistungsbetriebe.
Betriebe, die heterogene Produktions- und
Beschäftigungsstrukturen aufweisen, werden
auf allen vier Ebenen eine Flexibilisierung mit
dem Ziel der Produktivitätssteigerung anstreben.
Das wird aber in den meisten Fällen nicht mög-
lich sein, da die Verfolgung einer Flexibilitäts-
schiene häufig eine andere behindert. So wird
zum Beispiel die Förderung der numerischen
Flexibilität, etwa mittels Reduzierung der Kern-
belegschaft, dem verstärkten Einsatz befriste-
ter Beschäftigungsverhältnisse, Leiharbeit etc.,
die Erzielung einer erhöhten funktionalen Fle-
xibilität erschweren, wenn nicht gar unmöglich
machen.9 Wenn Betriebe von der zunehmenden
Investition ins Humankapital ihrer Belegschaft
profitieren wollen (LL 18, Erhöhung der funk-
tionalen Flexibilität), ist ein gewisses Maß der
Arbeitsplatzsicherheit (unbefristete Beschäfti-
gung) und der Einkommenssicherheit (Lohn-
höhe) notwendig, um die Fluktuation der Ar-
beitskräfte so gering wie möglich zu halten, um
betriebsspezifisches Wissen zu erhalten. Dem-
nach wird in Betrieben/Bereichen, in denen die
Transaktionskosten hoch sind, funktionale Fle-
xibilität den Vorrang haben, während in Betrie-
ben/Bereichen mit geringen Transaktionskosten
die numerische Flexibilität erhöht wird.
Man kann aber nicht sagen, dass die einzel-
nen Formen der Arbeitsplatzflexibilisierung
Substitute sind. Probleme, die aus dem Mangel
funktionaler Flexibilität der Arbeitskräfte ent-
stehen (wenn etwa die Belegschaft den Umstieg
auf eine andere Technologie nicht schafft), kön-
nen nicht durch den verstärkten Einsatz nume-
rischer oder Arbeitszeitflexibilität gelöst wer-
den. Viel eher sind einige Formen der Flexi-
bilisierung komplementär, insbesondere die
funktionale und die Arbeitszeitflexibilität. Die
Anhebung des Qualifikationsniveaus der Ar-
beitskräfte kann im Zusammenwirken mit ei-
2000_3_biffl.p65 22.12.2007, 16:48292
293
ner effizienteren zeitlichen Nutzung der techni-
schen Infrastruktur (kontinuierlicher Maschi-
neneinsatz etc.) eine Anhebung und Aus-
schöpfung des Produktivitätspotentials ermög-
lichen.
Viele Faktoren bestimmen den Instrumenten-
Mix, der zur Anhebung der mikroökonomischen
Arbeitsflexibilität zum Einsatz kommt, etwa die
Branchenzugehörigkeit, die Größe und der
Standort des Betriebs, sowie die Regel-
mechanismen des Arbeitsmarktes (Letzteres
betont Rhodes 1998). Demnach sind es firmen-
spezifische (interne) Faktoren, die die Art der
Flexibilisierung beeinflussen, ebenso wie exter-
ne Faktoren.
Externe Faktoren erleichtern den Einsatz ganz
bestimmter Flexibilisierungsinstrumente. Eine
schwache Regelungsdichte des Arbeitsmarktes
und ein geringer gewerkschaftlicher Organi-
sationsgrad tragen dazu bei, dass Betriebe vor
allem das numerische Flexibilitätspotential nut-
zen. Eine korporatistische Organisation der
Arbeitsbeziehungen hingegen, die auf einem
Ausgleich von Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
interessen beruht – der Fall Österreich – , wird
dazu beitragen, dass Betriebe schwerpunkt-
mäßig die funktionale Flexibilität anheben wer-
den. Das ist der Grund, warum Österreich der
Förderung der funktionalen Flexibilität der Be-
triebe (Schulung, Weiterbildung) im Zusam-
menwirken mit arbeitszeitlicher Flexibilität zur
besseren Nutzung der Kapitalausstattung im
NAP den Vorrang gibt.
In Österreich kommen Überstunden häufiger
zum Einsatz als im Schnitt der EU. Das deutet
darauf hin, dass die Fixkostenkomponente, die
mit der Ausweitung des Beschäftigtenstandes
bzw. die Transaktionskosten, die mit dem ver-
stärkten Einsatz von alternativen Beschäfti-
gungsformen verbunden sind, zu hoch ist, als
dass dieses Instrument stark zur Anwendung
käme.
3. Umsetzung des NAP
Eine quantitative Abschätzung der makro-
ökonomischen Effekte des NAP auf den Ar-
beitsmarkt ist äußerst schwierig. Der NAP stellt
ein sehr komplexes Gebilde dar und setzt sich
aus verschiedenen Maßnahmentypen zusam-
men. Der NAP ist langfristig angelegt, folglich
sind in vielen Bereichen signifikante Wirkun-
gen am Arbeitsmarkt erst in den kommenden
Jahren zu erwarten. Trotzdem ist es sinnvoll,
sich schon jetzt die Größenordnung der makro-
ökonomischen Effekte vor Augen zu führen,
nicht zuletzt um zu verdeutlichen, dass sie we-
sentlich geringer sind, als mikroökonomische
Analysen, insbesondere Evaluierungen einzel-
ner Instrumente und Maßnahmen, erwarten lie-
ßen. Mikroökonomische Analysen können zwar
nachweisen, dass sich die Beschäftigungs-
chancen geförderter Personengruppen verbes-
sern, es wird aber nicht klar, in welchem Maße
die Verbesserung der Beschäftigungs- und Ein-
kommenschancen eine Folge der Förder-
maßnahme ist und inwieweit die konjunkturel-
le Entwicklung die Arbeitsmarktchancen be-
günstigte. Ein Vergleich der Entwicklung der
Arbeitsmarktchancen von Personen mit ähn-
lichen Arbeitsmarktproblemen (Kontroll-
gruppen), die aber nicht in den Genuss einer
Förderung kamen, vermittelt zwar einen Ein-
blick in das wahre Ausmaß der Verbesserung
der Arbeitsmarktchancen infolge einer Förde-
rung, es wird aber nicht klar, wie hoch die rela-
tive Beeinträchtigung der Beschäftigungs-
chancen der Nichtgeförderten anzusetzen ist, die
durch die Förderung einer Personengruppe ei-
nen Wettbewerbsnachteil am Arbeitsmarkt zu
verzeichnen haben. Es ist daher notwendig,
mikroökonomische Evaluierungen um makro-
ökonomische Untersuchungen zu ergänzen.
Letztere weisen Nettoeffekte der Maßnahmen
aus, d.h. implizit wird um Substitutions- und
Verdrängungseffekte bereinigt. Der Nachteil der
makroökonomischen Schätzung liegt darin, dass
keine Aussage über die Effizienz unterschiedli-
cher Maßnahmentypen für einzelne Arbeits-
marktgruppen gemacht werden kann.10
Die makroökonomischen Schätzergebnisse
legen nahe (WIFO-IHS 2000), dass aufgrund
des NAP in den Jahren 1998 und 1999 die
Arbeitslosenzahl um etwa 10.000 Personen ge-
senkt werden konnte. Der Rückgang wurde in
der Periode vor allem in Folge der Ausweitung
der Schulungsmaßnahmen von Quartal zu Quar-
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tal stärker. Allerdings kann der NAP-Effekt nur
sehr ungenau bestimmt werden. Auch die Ent-
wicklung der Beschäftigung wurde im Laufe der
Zeit von Maßnahmen des NAP zunehmend be-
günstigt (Beschäftigungsbeihilfen für Langzeit-
arbeitslose). Der Beschäftigungseffekt fällt
sogar etwas stärker aus als der Arbeitslosigkeits-
effekt (im Durchschnitt für 1998/99 15.000 zu-
sätzliche Beschäftigungsverhältnisse). Die
Beschäftigungseffekte sind statistisch etwas
besser abgesichert als die für die Arbeitslosig-
keit.
Derzeit hat Österreich eine der geringsten
Arbeitslosenquoten der EU. Dem Thema Ar-
beitslosigkeit kann man allerdings nicht gerecht
werden, wenn man nur die Entwicklung der
Arbeitslosenzahlen verfolgt. Eine Möglichkeit,
den Anstieg der Arbeitslosigkeit im Fall von
Beschäftigungsverlusten so gering wie möglich
zu halten, ist ein verstärkter Einsatz des Instru-
ments des frühen Altersabgangs (Erwerbsunfä-
higkeits- und Frühpension). Österreich hat im
Gefolge der industriellen Umstrukturierung in
den 80er und frühen 90er Jahren in stärkerem
Maße als andere EU-Länder ältere Arbeitskräf-
te auf diesem Weg abgebaut. In der Folge ist
die Erwerbsquote der 55- bis 64-Jährigen eine
der geringsten in der EU.
Derartige Aspekte der Arbeitsmarktpolitik
werden im EU Benchmarking auch berücksich-
tigt. Die EU stellt nämlich auf einen Vergleich
von vier Beschäftigungsindikatoren ab, dem
Beschäftigungszuwachs des letzten Jahres, der
Erwerbsquote der 15- bis 64-Jährigen, der
Erwerbsquote der 55- bis 64-Jährigen, sowie
dem Verhältnis der Erwerbsquote der Frauen zu
der der Männer.
Was die Beschäftigungssteigerung anbelangt,
lag Österreich 1998 deutlich unter dem EU-
Schnitt (0,5 gegenüber 1,2 Prozent). Das ist
unter anderem eine Folge der anderen mittel-
fristigen strukturellen Entwicklung der Beschäf-
tigung – in Österreich wird das Beschäftigungs-
wachstum in höherem Maße als anderswo vom
öffentlichen Sektor getragen. Die mittelfristigen
Budgetprobleme stellen daher eine stärkere
Bremse für die gesamtwirtschaftliche Be-
schäftigungsentwicklung dar als in den meisten
anderen Ländern.
Den weiteren Indikatoren zu Folge hat Öster-
reich eine etwas höhere Erwerbsquote der Be-
völkerung zwischen 15 und 64 als die EU im
Schnitt (73,4 gegenüber 68 Prozent), eine der
geringsten der älteren Arbeitskräfte (30 gegen-
über 42 Prozent) und ein Verhältnis der Erwerbs-
quote von Männern zu Frauen, das etwa dem
europäischen Durchschnitt entspricht.11 Diese
Ergebnisse sind mit Vorsicht zu interpretieren.
Die hohe gesamtwirtschaftliche Erwerbsquote
ist eine Folge der überdurchschnittlichen
Erwerbsquote Jugendlicher. Da es in Österreich
keinen, dem angelsächsischen oder nordischen
Arbeitsmarkt vergleichbaren Teilzeitarbeits-
markt für Jugendliche gibt, in dem Jugendliche
neben einer Vollzeitschule oder einem struktu-
rierten Teilzeitstudium arbeiten gehen können,
ist die hohe Erwerbsquote ein Abbild einer über-
durchschnittlichen Bedeutung der Lehraus-
bildung, zum Teil auch Hilfs- und Anlern-
arbeitertätigkeit von Jugendlichen. Eine im EU-
Vergleich hohe Erwerbsquote ist daher a priori
nicht als besonders fortschrittlich zu bewerten,
sondern kann, wenn sie das Resultat einer
vergleichsweise geringen Ausbildungsintensität
der Jugend ist, langfristig wachstumshemmend
wirken.
Auch im Bereich der Arbeitslosigkeit werden
vier Indikatoren verglichen: die Arbeitslosen-
quote, die Arbeitslosenquote der Jugendlichen
und der Langzeitarbeitslosen, sowie das Verhält-
nis der Arbeitslosenquote der Männer zu der der
Frauen. Was die Langzeitarbeitslosigkeit anbe-
langt, ist Österreich ebenso ein Vorzeigeland in
der EU (Langzeitarbeitslosenquote von 1,4 ge-
genüber 4,9 Prozent im Schnitt der EU) wie in
punkto Arbeitslosenquote. Die geringe Lang-
zeitarbeitslosigkeit ist aber zum Teil eine Folge
der Branchenstruktur – die vergleichsweise hohe
Bedeutung von Saisonberufen, insbesondere
Tourismus und Bauwirtschaft, fördert die Fluk-
tuation der Arbeitskräfte und damit häufige kur-
ze Phasen der Arbeitslosigkeit. Denselben Ef-
fekt hat die große Zahl von Klein- und Mittel-
betrieben, die dazu beitragen, dass Österreich
innerhalb der EU eine der höchsten Fluk-
tuationsraten der Beschäftigten aufweist, was die
kurzfristige oder Sucharbeitslosigkeit anhebt
(Biffl 2000).
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Die Umsetzung des NAP im Bereich der ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik wird an Indikatoren
gemessen, die aus der Administration der Ar-
beitslosen stammen. Darin liegt eine gewisse
Inkonsistenz, da ja jedes Land auf anderen Tra-
ditionen aufbaut. Eine Evaluation muss daher
nicht nur auf Prozessindikatoren eingehen, son-
dern vor allem auf Wirkungsweisen der Instru-
mente und die Erreichung der Ziele der lang-
fristigen Verbesserung der Beschäftigungs- und
Integrationschancen in den Arbeitsmarkt und die
Gesellschaft. Auf den ersten Blick würde man
meinen, dass 1999, nach langen Jahren der An-
hebung der Langzeitarbeitslosigkeit, erstmals
ein merklicher Erfolg in der Bekämpfung der
Langzeitarbeitslosigkeit in allen Bundesländern
zu verzeichnen war. Aus der Verringerung der
Zahl der Langzeitarbeitslosen kann allerdings
nicht der Schluss gezogen werden, dass sich die
Integrationschancen dieser Personengruppe in
den Arbeitsmarkt wesentlich verbessert haben.
Wenn Langzeitarbeitslose verstärkt Schulungen
erhalten, sinkt nämlich kurzfristig die Zahl der
Langzeitarbeitslosen. Wenn sie aber in der Fol-
ge nicht dauerhaft in den Arbeitsmarkt integriert
werden können, sondern nur kurzfristig hier und
da eine vorübergehende Aushilfsarbeit ausüben
können, kann man das in Österreich aus der
Entwicklung der Zahl der Notstandshilfe-
bezieherInnen ablesen12. Sie ist daher ein Indi-
kator für eine längere Abwesenheit von regel-
mäßiger Beschäftigung, den es in dieser Art in
anderen EU-Ländern nicht gibt. Ein Vergleich
der Zahl der Langzeitarbeitslosen und Not-
standshilfebezieherInnen zeigt, dass 1999 zwar
die Langzeitarbeitslosenquote sank, die
Notstandshilfenquote aber, nach einem vorüber-
gehenden Rückgang in Folge vermehrter Schu-
lungen, zu Jahresende 1999 fast wieder auf das
Niveau des Vorjahres anstieg. Die Erfolgsquo-
te gewisser arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen
zur Reintegration der Langzeitarbeitslosen ist
daher zu relativieren.
Eine Reduzierung der Zahl der Übergänge aus
kurz- in längerfristige Arbeitslosigkeit – eine
Forderung der EU-Beschäftigungspolitik – ist
ohne Zusatzinformation über die Art der Maß-
nahmen und deren Effekt auf die Beschäftigung
nicht eindeutig zu interpretieren. Da der Abgang
aus der Langzeitarbeitslosigkeit in die Beschäf-
tigung im Jahre 1999 nicht zugenommen hat,
bleibt nur zu hoffen, dass die vermehrten
Schulungsmaßnahmen mit einer gewissen Ver-
zögerung die Wiederbeschäftigungschancen der
Langzeitarbeitslosen anheben werden. Es kann
aber auch sein, dass der Einsatz gewisser
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen im Jahre
1999 bzw. die strengere Handhabung von
Zumutbarkeitsregelungen bei der Arbeitsver-
mittlung zu einem verstärkten Abgang der Ar-
beitslosen in die stille Reserve geführt haben.
Dieser Frage nachzugehen, ist für Österreich
besonders relevant, da das Arbeitskräfteangebot
auf Änderungen der Nachfrage im internatio-
nalen Vergleich unüblich stark reagiert. In Zei-
ten von Beschäftigungsverlusten geht ein be-
trächtlicher Anteil der Arbeitskräfte nicht in die
Arbeitslosigkeit ab, sondern in die sogenannte
,Stille Reserve’. In Zeiten einer neuerlichen Er-
holung der Nachfrage nach Arbeitskräften be-
darf es daher einer höheren Beschäftigungs-
steigerung als anderswo, um die Zahl der Ar-
beitslosen zu verringern, da ein nicht unbeträcht-
licher Anteil der Nachfragesteigerung aus dem
Reservoir gestillt werden kann. In Österreich
müssen drei bis vier Arbeitsplätze geschaffen
werden, um einen Arbeitslosen zu beschäftigen.
Solange die Erwerbslosen von der Familie
miterhalten werden, ist eine spätere Reintegra-
tion in den Arbeitsmarkt mit keinem Stigma
verbunden. Wenn jedoch Arbeitslose in die So-
zialhilfe absacken, ist eine Rückkehr in den
Arbeitsmarkt bei den gegenwärtigen gesetzli-
chen Regelungen kaum mehr möglich. Ins-
besondere die Regelung, dass eine einmal be-
zogene Sozialhilfe im Falle eines späteren Ein-
kommensbezuges zurückzuzahlen ist, stellt ei-
nen Hemmschuh für die Reintegration dar, den
es in dieser Form in keinem anderen EU-Land
gibt.
Spätestens jetzt ist im Zusammenhang mit den
gegenwärtigen Änderungen des Arbeitsmarkt-
verhaltens, der Reorganisation der Arbeit, der
zunehmenden Jobfluktuation, die mit längeren
Phasen der Arbeitslosigkeit verbunden ist, eine
Reform der Sozialhilfe erforderlich. Sowohl das
erste Sozialnetz, das der Sozialversicherung, als
auch das zweite, das der Sozialhilfe, sind nicht
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in der Lage, den Wandel am Arbeitsmarkt so zu
begleiten, dass eine sozio-ökonomische Aus-
grenzung verschiedener Personengruppen ver-
hindert werden kann.
4. Die Rolle der Sozialpartner im Prozess
der „Europäisierung” der
Beschäftigungsfrage
Die EU geht über die enge neoklassische
Sichtweise der OECD (1994) bezüglich der
Funktionsmechanismen der Arbeitsmärkte hin-
aus, indem sie den Institutionen und der Infra-
struktur eine große Rolle im Wirtschafts- und
Beschäftigungswachstum einräumt. Sie sieht
daher in der Anpassung der Institutionen und
der Funktionsmechanismen der Arbeitsmärkte
an neue Anforderungen eine Möglichkeit, ein
nachhaltiges Wirtschaftswachstum zu sichern,
das mittel- bis langfristig zunehmend Arbeits-
plätze schaffen kann. Um einen gewissen
Gleichklang des institutionellen Wandels mit
dem Ziel eines einheitlichen europäischen Ar-
beitsmarktes zu erlangen, will sie ihn nicht aus-
schließlich Marktmechanismen überlassen, son-
dern politisch steuern und mitgestalten. Sie will
eine Konvergenz der Institutionen erreichen, die
eine gemeinsame Beschäftigungspolitik mit
neuen Agenden in der Zukunft möglich machen
könnte, etwa eine gemeinsame Lohn- und So-
zialpolitik. Anzeichen hierfür kann man in den
Gesprächen zur Fixierung von europaweiten
Mindestlöhnen und Mindeststandards der
Arbeitsbedingungen sehen. Welche Impli-
kationen diese Entwicklung für die Sozialpart-
ner in Österreich hat, soll daher abschließend
thematisiert werden.
Schon jetzt stellt die Flexibilisierung der
Arbeitsprozesse und der Lohnsysteme die So-
zialpartner auf eine harte Probe bei kollektiven
Lohnverhandlungen. Verhandlungen über Löh-
ne und Arbeitszeitregelungen verschieben sich
von der Branchenebene auf die Betriebsebene.
Ausgliederungen (Outsourcing) verstärken die
Segmentierung des Arbeitsmarktes in gewerk-
schaftlich gut organisierte große Betriebe und
kleine und mittelgroße Betriebe mit schwacher
Vertretung der ArbeitnehmerInnen.
Aber nicht nur die Arbeitnehmervertretung
steht unter Druck, sondern auch die Arbeitgeber-
vertretung. Angesichts verstärkter Internationa-
lisierung verringern sich die Vorteile eines Lohn-
verhandlungssystems, das alle Unternehmen
einer Branche umfasst. Firmen mit ausgepräg-
ter Auslandsorientierung fühlen sich nationalen
BranchenvertreterInnen weniger verpflichtet als
Unternehmen mit ausschließlich einheimischen
Produktionsstätten. In dem Maße, in dem nati-
onale Erwägungen an Bedeutung verlieren,
wenden sich die Unternehmen von der allge-
meinen Interessenvertretung der Arbeit-
geberInnen, die ja eine Vielzahl von gegensätz-
lichen Standpunkten vereinbaren muss, ab und
werden zunehmend Lobbys ihrer eigenen Inte-
ressen, auch bei der EU.
Die internationale Dimension der Arbeits-
märkte legt nahe, dass die Interessen der
ArbeitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen nicht
nur von den nationalen institutionalisierten
Interessenvertretungen wahrgenommen werden
können, sondern dass internationale Institutio-
nen eine wichtige Rolle spielen. Der Struktur-
wandel impliziert, dass zusätzlich zum traditio-
nellen Konfliktpotential zwischen Arbeit-
geberInnen und ArbeitnehmerInnen neue Fel-
der hinzukommen, vor allem eine Verschärfung
der Konflikte zwischen Gruppen von Arbeits-
kräften, insbesondere zwischen InsiderInnen
und OutsiderInnen, allen voran zwischen Be-
schäftigten und Arbeitslosen.
Daraus ist abzuleiten, dass zusätzliche In-
teressenvertretungen in einen kollektiven
Verhandlungsprozess aufzunehmen sind. Hier
und da gibt es schon Anzeichen dafür, dass sich
neue Interessengruppen zu organisieren begin-
nen (z.B. die Arbeitslosen in Frankreich, zag-
haft auch in Österreich und Deutschland), ähn-
lich den Institutionen der Zivilgesellschaft
(NGOs), die eine wichtige Ergänzung in politi-
schen Entscheidungsprozessen geworden sind.
Erst wenn die für das neue Organisations-
muster der Gesellschaft relevanten Interessen-
gruppen identifiziert sind und ihnen ein adäqua-
ter Raum in gesellschaftspolitischen und wirt-
schaftlichen Entscheidungsprozessen einge-
räumt wird, ist zu erwarten, dass es in einem
demokratischen Prozess zu einem gesellschaft-
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lichen Konsens über die Zukunftsorientierung
unseres Gesellschaftssystems kommt, in dem die
Wohlfahrt aller unter den neuen Rahmen-
bedingungen wieder sichergestellt ist.
In der Zwischenzeit bewirkt die Bindung des
NAP an die Vorgaben der EU vor allem eine
Anpassung der österreichischen Rahmen-
bedingungen der Arbeitsmarktpolitik an jene der
EU. Dieser Vorgang ist unaufhaltsam und nimmt
dem althergebrachten Regelsystem am Arbeits-
markt die ursprüngliche innere Logik und den
Zusammenhalt. Das führt zu Ungereimtheiten
und auch Ungerechtigkeiten. Die soziale Ab-
sicherung, die sich an traditionellen Familien-
strukturen und Arbeitsbeziehungen orientiert, ist
schon heute für bestimmte Personengruppen
oder Personen in bestimmten Lebensphasen
zumindest in einer Übergangsphase nicht mehr
gewährleistet. Die zunehmende Unsicherheit
einer lebenslangen Beschäftigung bzw. die Per-
spektive häufiger Unterbrechungen zum Zweck
der Ausbildung impliziert, dass nicht nur in der
Phase der Erwerbstätigkeit, sondern auch im
Pensionsalter bei der Aufrechterhaltung des
derzeitigen Sozialsystems häufig keine ausrei-
chende soziale Absicherung gewährleistet wäre.
Die traditionellen Strukturen der finanziellen
Abhängigkeiten, etwa der Frauen von Männern,
oder der Jugend von Menschen im Haupt-
erwerbsalter, verlieren an Bedeutung.
Die zunehmende Inkonsistenz der öster-
reichischen Arbeitsmarkt- und Sozialsysteme,
die nicht zuletzt auch aus der Implementation
der EU-Beschäftigungspolitik resultiert, gilt es
zu identifizieren und zu beseitigen. Der Verlust
an Souveränität in der Erstkonzeption der poli-
tischen Richtlinien muss von einer vorausschau-
enden Re-Regulierung zum Wohl des Einzel-
nen und der Gesellschaft begleitet werden.
In Österreich bietet sich, aus einer langen Tra-
dition heraus, die Sozialpartnerschaft als we-
sentlicher Vermittler zwischen wirtschafts- und
sozialpolitischen Entscheidungen an. Sie trug
bisher dazu bei, dass sich die latenten Konflikte
zwischen ArbeitgeberInnen und Arbeit-
nehmerInnen und zwischen sozialen Gruppen
in einem Umstrukturierungsprozess, der Ver-
liererInnen und GewinnerInnen kennt, nicht
derart ausweiteten, dass es zu gesamtwirt-
schaftlichen Wohlfahrtsverlusten gekommen
wäre. Das System der sozialen Versorgung, das
sie aufbauen halfen, stellt sicher, dass der Weg
der Liberalisierung und des verstärkten Wett-
bewerbs von der Gesellschaft weiterhin getra-
gen wird. So gesehen kommt der Anpassungs-
fähigkeit der Sozialpartner einerseits und der
sozialen Versorgungssysteme andererseits an die
neuen Rahmenbedingungen eine Schlüsselrolle
in der Entwicklung des Wirtschaftswachstums
und des allgemeinen Wohlstands der Gesell-
schaft in Österreich zu.
ANMERKUNGEN
1 Im Mai 1999 gab es die erste Peer Review eines er-
folgreichen beschäftigungspolitischen Instruments in
einem Mitgliedsland (Senkung der Sozialver-
sicherungsabgaben für unqualifizierte Arbeitskräfte
mit Mindestlohn in Holland). Als Peer Reviewerin
für Österreich habe ich vorgeschlagen, das holländi-
sche Instrument für die Sicherung der Beschäftigung
älterer Arbeitskräfte in Österreich einzusetzen. Bis
jetzt gibt es keine Anzeichen dafür, dass Österreich
eine Übernahme des holländischen Konzepts ins
Auge fasst.
2 Das Festhalten an bestimmten Datenstrukturen ist vor
allem im Rechtssystem zu sehen – hinter jeder Sta-
tistik steht ein Gesetz – und damit in politischen Pro-
zessen. Eine politikwissenschaftliche Auseinander-
setzung mit der Änderung der Datenlage im Arbeits-
und Sozialbereich steht derzeit noch aus; sie könnte
über die Interessengruppierungen und deren Wandel
über die Zeit gut Auskunft geben.
3 Die Ausführungen zur Beschäftigungspolitik bauen
auf den Arbeiten des WIFO und IHS auf (WIFO/
IHS 1998, 1999, 2000), an denen folgende For-
scherInnen mitgearbeitet haben: WIFO: Aiginger,
Biffl, Knoll, Lutz, Mahringer, Marterbauer, Puwein,
Stankovsky, Weingärtler; IHS: Hofer, Lassnigg, Leit-
ner, Prenner, Steiner, Wroblewski. Für die Beschrei-
bung der Ziele der EU-Beschäftigungspolitik wer-
den die LLn 1999 herangezogen.
4 Etwa zehn Prozent aller Besetzungen von Arbeits-
plätzen gehen auf die Vermittlung seitens des AMS
zurück, etwas weniger auf Inserate in Printmedien
und knapp ein Prozent auf Privatvermittlungen; der
Großteil der Besetzungen von Jobs ist das Resultat
von Eigeninitiativen (Anschreiben von Betrieben
etc.) und von Vermittlung durch Freunde, Verwand-
te und Bekannte (zwecks Details siehe Biffl 2000,
Mahringer 2000).
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5 Diese Quote basiert auf administrativen Daten, be-
rücksichtigt aber die international üblichen Ab-
grenzungen der Arbeitsmarktaggregate und Be-
rechnungsmethoden. Der MZ erlaubt infolge häufi-
ger statistischer Brüche keinen Einblick in die län-
gerfristige Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Ös-
terreich (Genaueres hierzu in Biffl 1997 und 1999).
6 Privatvermittlungen wurden zwar 1994 zugelassen,
die bürokratischen Hemmnisse (gebundenes Gewer-
be einerseits und Kontrollbefugnisse des Arbeits-
ministeriums anderseits) sind allerdings weiterhin
derart massiv, dass diese wirtschaftliche Tätigkeit im
Vergleich zum Ausland kaum an Raum gewinnen
kann.
7 Die Sichtung der Literatur von Rubery et al. (1996)
zum Thema Gleichbehandlung und Überlegungen
von Bergmann (1974) zu sozialen und ökonomischen
Hintergründen für Diskriminierung legen diese
Schlussfolgerung ebenfalls nahe.
8 Die unterschiedliche Organisation des öster-
reichischen und schwedischen Arbeitsmarkt- und
Wohlfahrtsmodells wurde von Biffl 1996 genauer
untersucht, als Ausgangspunkt für die Entwicklung
einer Theorie der sozialen Reproduktion.
9 Das Vereinigte Königreich hat einen Schwerpunkt
in der numerischen Flexibilität, während Deutsch-
land auf die funktionale Flexibilität schwört.
10 Zu den Grenzen ökonometrischer Verfahren der
Evaluierung von politischen Maßnahmen siehe
Schmid et al. 1996.
11 Über die Schwächen des österreichischen Mikrozen-
sus, der die Basis der Arbeitskräfteerhebung der EU
ist, siehe Biffl 1999.
12 Zur Erklärung ist anzuführen: Ein/e Langzeitarbeits-
lose/r ist als solche/r im Leistungsbezug als Not-
standshilfebezieherIn wieder zu erkennen, wenn die
Beschäftigung kürzer als 26 Wochen war, da diese
Periode zu kurz ist, um einen Anspruch auf Arbeits-
losengeld zu erlangen. Ein so kurzes Beschäfti-
gungsverhältnis bzw. eine Fortsetzung der Arbeits-
losigkeit nach einer Schulungsmaßnahme hat zur
Folge, dass der alte Anspruch auf Notstandshilfe
wieder auflebt.
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